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Verkün4et
aa^8^0ktober 1959 
H B H H  , J ust iz-As s i s  t  ent 
a ls  Urkundsbeamter der 
G esch äftsstelle

Im  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem R echtsstreit

der S^adt vertreten  durch ihren
M agistrat„

Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 
-  Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

gegen

1) den Oberamtsanwalt Peter
2) dessen Ehefrau Eugenie 
beide wohnhaft in traße

Kläger, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte, 
-  Prozeßhevollmächtigters Rechtsanwalt

hat der I I I .  Z iv ilsen at des Bundesgerichtshofs 
auf d ie mündliche Verhandlung vom 8. Oktober 1959 
unter Mitwirkung der Bundesrichter J)r. Pagendarm, Br. We­
ber, Br« Kraft, Br. Beyer und Gähtgens

für Recht erkannts

Bie Revision der Beklagten gegen das U rte il des 
1. Z iv ilsen ats des Oberlandesgerichts in  Frankfurt 
am Main vom 22. Mai 1958 wird zurückgewiesen.

Bie Beklagte hat d ie  Kosten des Revisionsverfah­
rens zu tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbest and s

. Durch. Beschluß der Beklagten vom 26» Juni 1950 wurde den 
Klägern das ihnen a ls  Miteigentümern gehörende k riegszerstörte  
Hausgrundstück I®Bbtraße zum
T eil enteignet» S ie  behaupten, im Anschluß an d iese T eilen t­
eignung hätten s ie  b eab sich tig t, den ihnen verbliebenen Rest 
ihres Grundstücks wieder zu bebauen» Der Aufbau des in  Aus­
sich t genommenen mehrstöckigen Hauses s e i  auch f in a n z ie ll  ge­
sich ert gewesen» Er se i jedoch? obwohl s ie  persönlich sov/ie 
durch ihren Architekten a l le  denkbaren Anstrengungen um eine 
Baugenehmigung unternommen hätten, daran g esch e iter t, daß 
ihnen d ie Beklagte eine solche unter Berufung auf eine von ihr 
im März 1949 zunächst auf d ie Dauer von drei Jahren verhängte 
und danach um weitere drei Jahre, d» h* b is 7» April 1955? ver­
längerte Bausperre verweigert habe. Tatsächlich aber seien  be­
züglich des ihnen gehörenden Grundstücks d ie Vcraussetzungen 
dieser Bausperre b ere its  im Jahre 1950 en tfa llen  gewesen, nach­
dem der am 4» Dezember 1950 rech tsk räftig  gewordene F lu ch tiin i-  
enplan Nr» 1^)8 d ie b is  dahin ausgeschlossen gewesene Bebaubar­
k eit ihres Grundstücks wieder h erg e ste llt  habe.

Die Kläger sehen in der Aufrechterhaltung der Bausperre einen 
enteignenden E in griff in  ihr Grundeigentum und begehren dafür 
Entschädigung nach Enteignungsgrundsätzen. S ie behaupten? der 
Wiederaufbau hätte M itte Oktober 1951 beendet se in  können, wenn 
ihrem b ere its  im Oktober 1950 eingereichten Bauantrag entspro­
chen worden wäre.

Die Kläger haben beantragt, d ie Beklagte zu veru rteilen , an 
s ie  eine angemessene, vom Gericht festzusetzende Entschädigung 
von mindestens 1500 DM zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen» Aus einer 
Bausperre könnten nach § 45 Abs. 4 des Hessischen Aufbauge-



setzes Entschädigungsansprüche nicht h erg e le ite t werden. Die 
Bausperre habe nur begrenzt lokale Bedeutung gehabt. S ie se i  
überdies nicht ursächlich für den behaupteten Schaden der 
Kläger, denn diesen hätten die M ittel zu einem Wiederaufbau 
g e fe h lt .

Das Landgericht hat die Klage dem Grunde nach für gerecht- 
’fe r t ig t  erk lärt. Im Berufungsverfahren hat die Beklagte geltend 
gemacht, d ie Bausperre se i im fraglichen  Gebiet aufrecht erhal­
ten worden, um das Problem der rückwärtigen Zufahrt zu einem 
geplanten großen Geschäftshaus lösen zu können, der Bebauung 
des RestgrundStücks der Kläger aber habe s ie  nach der Rechts­
kraft des Flucht lin ienplanes nicht mehr im Wege gestanden. Wenn’ 
die Kläger darnach ein  form elles Baugesuch eingereicht hätten, 
so würde diesem stattgegeben worden se in  und den Klägern wäre 
Schaden nicht entstanden.

Die Kläger haben demgegenüber geltend gemacht, s ie  hätten 
ein  Baugesuch ein gereicht, das aber deshalb er fo lg lo s  g eb lie ­
ben s e i ,  w eil die beklagte Gemeinde große Bauvorhaben in  Auge 
gehabt habe, d ie sich  dann a ls  nicht durchführbar erwiesen 
hätten. Ihnen se i noch im September 1954 erklärt worden, daß 
mit Rücksicht auf d ie noch bestehende Bausperre eine genaue 
Bebauungsangabe nicht möglich s e i .  Ein Bebauungsplan lie g e  
se lb st je tz t  noch nicht vor, obwohl die Beklagte v erp flich tet  
gewesen s e i ,  einen solchen im Anschluß an d ie von ihr ver­
hängte Bausperre mit größtmöglicher Beschleunigung zu e r s te l­
len .

Die Berufung der Beklagten b lieb  ohne E rfolg. Mit der Re­
v is io n  v er fo lg t s ie  ihren Klagabweisungsantrag w eiter. Die 
Kläger b itten , d ie Revision zurückzuv/eisen.
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Ents cheidung^ gründen

1) Die Auffassung des Berufungsgerichtes, daß § 45 AbSo 4 
des Hessischen Aufbaugesetzes vom 25» Oktober 1948 (HessGVBl 
1948, 159)i wonach aus der Anordnung einer Bausperre Ent­
schädigungsansprüche nicht h erg e le ite t  werden können, der 
Geltendmachung der Klagforderung nicht entgegensteht, ent­
spricht der Rechtsprechung des Senates, Darnach i s t  d iese Vor­
sc h r ift , auf einen Enteignungssachverhalt bezogen, wegen Ver­
stoßes gegen Art«, 14 Abs, 3 GG n ich tig . Das kennen die ordent­
lichen Gerichte ohne Anrufung des Bundesverfassungsgerichtes 
f e s t s te l le n , w eil das Hessische Aufbaugesetz vor dem Grund­
gesetz verkündet worden i s t  (Urt. v , 24» April 1958 -  III  ZR 
222/56 -  WM 1958, 1161-S. 10; vgle auch BGEZ 15, 268, 285).

2) Das Berufungsgericht geht von der Annahme aus, daß die 
Bausperre auch bezüglich des Grundstücks der Kläger über den 
Zeitpunkt der Rechtskraft des Fluchtlin ienplanes deshalb auf­
recht erhalten worden s e i ,  w eil die Beklagte s ich  bemüht habe, 
dem in jener Gegend geschaffenen großen Platz durch besondere 
bauliche Ausgestaltung ein seiner zumindest gesamtstädticchen  
Verkehrsbedeutung entsprechendes repräsentatives Aussehen zu 
geben. Diene eine Bausperre, so führt das Berufungsgericht
in Anlehnung an das U rte il des V, Z iv ilsen ats in  BGHZ 15? 268 
aus, den Zwecken einer gesamtstädtischen Bauplanung; so s e i  
ein  Entschädigungsanspruch zu bejahen.

Die Revision wendet sich  gegen d ie Annahme des Berufungs­
ger ich ts, daß die Gestaltung der Kreuzung M flB H i IflB straße  
-  der deren Ermöglichung die Bausperre* ge­
dient habe, von’ gesam tstädtischer Planung beeinflußt gewesen 
sei» Selbst wenn man -  so meint s ie  -  die Annahme des Beru­
fungsgerichts a ls  richUg u n te r ste lle , daß die Absicht bestan­
den habe, dem entstandenen großen P latz ein repräsentatives
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Aussehen zu geben? so würde es s ich  um städtebauliche Bedürf­
n isse  gerade d ieses P latzes handeln; d ie Bemühungen um dessen 
geschlossene Bebauung seien  ein typischer P a ll der Verfolgung 
eines beschränkt lokalen, nicht eines gesamtstädtischen Zweckes,

Entscheidend kommt es auf die Präge, ob die Aufrechterhal- 
tung der Bausperre nach der Rechtskraft des Fluchtlinienplanea  
einer Teilplanung oder einer gesam tstädtischen Planung gedient 
hat, hier nicht an, wie s ich  aus folgendem erg ib t5

a) Die z e it l ic h  beschränkte Bausperre -  die jedoch nicht 
über drei Jahre aufrecht erhalten werden kann, ohne daß Ent­
schädigungsansprüche ausgelöst werden (vgl* das zum Abdruck 
bestimmte U rte il des Senates vom 25» Juni 1959 -  I I I  ZR 220/57} 
-  gehört zu den legitim en In stitu tionen  .des Baurechtes und ihre 
Verhängung i s t  entschädigungslos hinzunehmen, insov/eit die 
Sperre zwecks AufSchließung des Gebietes, das ö r tlich  zusammen- 
gefaßt werden muß, damit überhaupt seine Bebauung sin n vo ll ge­
plant werden kann, z e it l ic h  gerech tfertig t i s t .  H insich tlich  
des Restgrundstücks der Kläger war aber der Zweck der Bausper­
re mit der Rechtskraft des F luchtlin ienplans erreich t, wie die 
Beklagte se lb st geltend macht«

Nach ihrer.im  Tatbestand des angefochtenen U rte ils  wieder­
gegebenen Darstellung, d ie auch im Revisionsverfahren aufrecht 
erhalten worden i s t  und an der d ie Beklagte festgehalten  werden 
muß, hat der Bebauung des Restgrundstückes der Kläger n ichts  
mehr im Wege gestanden, seitdem der F luchtlin ienplan, der 
seine Bebaubarkeit endgültig vorsah, rech tskräftig  geworden 
war. Die Revision w irft den Klägern gerade vor, daß s ie  es un­
ter lassen  hätten, ein  Baugesuch einzureichen und dessen Geneh­
migung unter Ausnützung der für d ieses Verfahren gegebenen 
Rechtsbehelfe herbeizuführen, obwohl ihnen ihr Grundstück ins-
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besondere durch e in  Schreiben des Stadtrates M if^ V  vom 
6= September 1951 ausdrücklich zur Bebauung freigegeben worden 
s e i .  Ihnen s e i  nach Freigabe ihres Grundstückes zuzumuten ge­
wesen , bei der Bauaufsichtsbehörde aufzuklären, wie ein Bau 
im einzelnen auszusehen habe, der den geltenden allgemeinen 
baurechtlichen Vorschriften entspreche, und s ie  hätten dann 
ein entsprechendes Baugesuch einreichen müssen, was nicht ge­
schehen s e i .  Ein den Vorschriften entsprechender Bauplan wurde 
nach dem Inhalte des Schreibens des Stadtrates M id ^ ^ u n d  
nach einem Aktenvermerk der Bauaufsichtsbehörde vom 20. Septem­
ber 1954 über.eine Besprechung mit dem Kläger nicht auf Schwie­
rigkeiten  gestoßen se in .

Dieses Vorbringen der Beklagten steh t im Widerspruch zu 
den tatsächlichen  Gegebenheiten, wie s ie  aus den Akten der 
Bauaufsichtsbehörde der Beklagten hervorgehen, d ie nach 
der Verhandlungsniederschrift vom 9« Januar 1958 Gegenstand 
der mündlichen Verhandlung waren und auf die die Beklagte in  
ihrer Revisionsbegründung se lb st verw eist. Das ze ig t folgende 
Übersicht s

Nachdem der in die Straße fa llende T eil des Grundstücks 
der Kläger enteignet worden war, fragte der.Kläger am 2. Sep­
tember 1950 bei der Bauaufsichtsbehörde an, wann die Bausperre 
für das Restgrundstück aufgehoben werde. Die Aufsichtsbehörde 
antwortete am 1. November 1950, daß h in s ic h tlic h  der Bebauung 
noch dieselben Voraussetzungen bestünden, wie s i e  mit Schrei­
ben vom 26. November 1949 m itge tp ilt worden se ien , wo es h eiß t, 
das Grundstück lie g e  im Bausperrgebiet, innerhalb dessen Bauge­
nehmigungen grundsätzlich nicht e r t e i l t  würden.

Mit Schreiben vom 10. November 1950 überreichte der Archi­
tekt der Kläger der Bauaufsichtsbehörde sechs Baupläne a ls

*

Vorfrage und bat um Entscheidung, ob der Wiederaufbau in der



geplanten V/eise ausgeführt werden könne. Daran anschließend 
bat er am 20. November 1950 das Stadtplanungsamt, nach Über­
prüfung der Vorfrage d ie Genehmigung zum V/iederaufbau zu er­
te ile n . d ie Liegenschaft aus der Bausperre herauszunehmen und 
zum Wiederaufbau freizugeben. Am 5» Dezember 1950 bat er die 
Bauaufsichtsbehörde um Zustellung des von ihr -  offenbar bei 
persönlicher Rücksprache -  "eröffneten ablehnenden Bescheides 
b etreffs  Bausperre".

In einer Sitzung der -  wohl beim Stadtplanungsamt g eb il­
deten -  Fünfer-Kommission vom 13. Februar 1951 wurde fe stg e ­
s t e l l t ,  es müsse schnellstens ein  Bebauungsplan für den Bau­
block a u fg e s te llt  werden, damit das Bauvorhaben der Kläger 
sich  in die e in h e itlic h e  Bebauung eihfüge. Das Stadtplanungs­
amt vermerkte am selben Tage? der Bebauungs- und Baugestaltungs 
plan lie g e  noch nicht f e s t .  Endgültige Entscheidung müsse noch 
Vorbehalten werden.

In einer N iederschrift der Fünfer-Kommission vom 8. Mai 
1951 heißt es, es s e i  ein  neuer Bebauungsvorschlag vorgelegt 
worden (s . Schreiben des Architekten vom 13. März 1951 betr. 
Nachtrag zur Vorfrage vom 20. November 1950)? auch diesem 
könne vorerst nicht zugestimmt werden, w eil die Gesamtbebau- 
ung des Verkehrskreisels noch nicht geklärt s e i ,  auf Grund 
der Bausperre s o l le  dem A ntragsteller nahegelegt werden, das 
Bauvorhaben zurückzustellen. Das Stadtplanungsamt t e i l t e  darauf 
hin der Bauaufsichtsbehörde am 10. Mai 1951 mit, das Fünfer- 
Gremium habe den Bauantrag im Hinblick auf die Bausperre abge­
lehnt und das Stadterweiterungsamt erklärte am 22. Mai 1951, 
es sch ließ e s ich  der Äußerung des Stadtplanungsamtes an und 
bäte um Ablehnung nach § 4-5 des Aufbaugesetzes, d. h. a lso  
um Anwendung der Bausperrvorschrift.
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Die Bauaufsichtsbehörde schrieb nunmehr dem Kläger am 
21. Mai 1951/ das Grundstück lie g e  in  einem Gebiet, über das 
durch Ortssatzung vom 2* März 1949 eine Bausperre verhängt 
worden s e i ,  innerhalb d ieses Gebietes würden Baugenehmigungen 
grundsätzlich nicht e r te i l t ;  einer Ausnahme habe d ie Stadtver­
waltung' nicht zugestimmt, w eil die beabsichtigte bauliche An­
lage dem Zweck der Bausperre entgegenstehen würde.

Als dem Kläger bei einer Besprechung vom 5* J u li 1951 er­
neut m itg e te ilt  worden war, daß Genehmigung des Bauvorhabens 
nicht möglich s e i ,  gab d ieser s ich  damit nicht zufrieden. Das 
Stadtplanungsamt wurde deshalb -  von der Bauaufsichtsbehörde -  
gebeten, zu untersuchen, wie s ich  das Bauvorhaben in  d ie Gesamt- 
bebauung {Hochhaus) eingliedern  la sse - (S. Aktenvermerk auf dem 
Durchschlag des Schreibens der Bauaufsichtsbehörde vom 21. Mai

1 Q C  1  \
‘ * J •

Kachdem der Kläger im September 1954 nochmals um Auskunft 
Uber die Bebauungsmöglichkeit des Grundstückes gebeten h atte , 
fe r t ig te  die Bauaufsichtsbehörde am 20. September 1954 eine 
N ied ersch rift, in  der es h eiß t, das Grundstück werde zwar zum 
T eil von der Grenze des noch bestehenden Bausperrgebietes,an­
geschnitten, doch könnten gegen sein e Bebauung rech tlich e Ein­
wendungen kaum erhoben werden, wenn mit der Bebauung eine Ge­
schoßzahl von fünf Geschossen eingehalten werde, die endgültige 
Höhe des Gebäudes werde erst festzulegen sein , wenn Klarheit 
über die Bebauung des NachbargrundStückes nach dem Platz der 
Republik zn bestehe. Dem Kläger wurde nach dem Aktenvermerk 
erklärt, nach der bestehenden Bauordnung f a l le  das Grundstück 
in ein  Baugebiet, in  dem nur dreigeschossig gebaut werden dürfe, 
jedoch könne eine Bebauung mit fünf Geschossen in  Aussicht ge­
s t e l l t  werden.



Erstmals im September 1954 wurde somit auf die bestehende 
Bauordnung verwiesen. Bis dabin war die Ablehnung der Planung 
-  in  der übrigens fünfgeschossige Bauweise vorgesehen war -  
immer mit der Bausperre begründet worden, obwohl d iese nach 
dem eigenen Vortrag der Beklagten für das Restgrundstück* des 
Klägers s e i t  der Rechtskraft des F luchtlin ienplanes keine ma­
t e r ie l le  Bedeutung mehr hatte , und mit ihrer Aufrechterhaltung 
nach der Aussage des Baudezernenten der Beklagten, des Stadt­
rates K B M B B I vor dem Berufungsgericht ein  bestimmter Zweck 
h in s ic h tlic h  d ieses Grundstückes überhaupt nicht mehr verfo lgt 
wurde.

Entgegen der Ansicht der Revision s t e l l t e  das Schreiben 
des Stadtrates M iB H B  keifte Entlassung des Grundstücks der 
Kläger aus der Bausperre dar. Die Bauverwaltung Tiefbau, von 
der das Schreiben stammt, sagt darin nur die Unterstützung der 
Bauabsichten des Klägers zu, gibt das Grundstück aber nicht 
aus der Bausperre f r e i ,  wozu d iese Abteilung^ • wohl auch nicht 
zuständig war. Ebensowenig enthalten d ie Erklärungen, d ie  dem 
Kläger nach der Aktennotiz vom 20. September 1954 gegeben wer­
den sein  so llen , eine Aufhebung der Sperre, d ie  b is dahin immer 
zur Begründung der Nichtgenehmigung der Bauplanung angeführt 
worden war.

Die Revision macht geltend, mit dem nBebauungsplan", dessen 
Einhaltung im Schreiben des Stadtrates M iflH B  a ls  Voraussetzung 
für die Entlassung des Grundstücks der Kläger aus der Bausperre 
bezeichnet worden s e i ,  s e i  nicht ein  Bebauungsplan im Sinne des 
§ 7 des Hessischen Aufbaugesetzes gemeint gewesen, der in der 
Tat noch nicht Vorgelegen habe, sondern es seien  d ie allgemein 
geltenden baurechtlichen Vorschriften gemeint gewesen- Das war 
dem Schreiben k e in e sfa lls  zu entnehmen. Die Kläger, denen immer
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das Bestehen der Bausperre entgegengehalten wurde* die ihre 
Grundlage im Hessischen Aufhaugesetz h a tte , konnten unter 
den Wort "Bebauungsplan” schwerlich etwas anderes verstehen, 
a ls  die in  diesem Gesetz vorgesehene Aufbaumaßnahme, Da ein  
solcher Bebauungsplan noch nicht a u fg e s te llt  war, eröffnete  
das Schreiben M i(M B 's 9 so wie es d ie  Kläger auffassen konnten 
und das Berufungsgericht es aufgefäßt hat, keine Aussicht auf 
Ermöglichung alsbald igen  Baubeginnes* Die auf § 139 ZPO ge­
stü tz te  Rüge der Revision, das Berufungsgericht h ätte  die Be~ 
deutung des Wortes "Bebauungsplan” aufklären müssen, i s t  unbe- 
gründet. Einmal gab der Wortlaut des Schreibens zu Zweifeln 
keinen Anlaß, zum anderen i s t  entscheidend, wie d ie Kläger das 
Schreiben auffassen  konnten und durften*

b) Die Aufrechterhaltung der Bausperre, deren Zweck hin­
s ic h tlic h  des Restgrundstückes der Kläger nach der eigenen 
Darstellung der Beklagten mit der Rechtskraft des F lu ch tlin ien ­
planes erreicht war, s t e l l t  s ich , so  wie d ie Beklagte das Bau­
vorhaben der Kläger nach vorstehender Übersicht behandelt hat, 
a ls  enteignender E in gr iff in  deren Grundeigentum dar. R ichtete  
sich  die Art der zu lässigen  Bebauung, wie die Beklagte geltend  
macht, nur noch nach den allgem ein geltenden baurechtlichen Vor­
sch riften , dann war die Berufung auf d ie Bausperre nicht mehr 
g erech tfer tig t. Die Ablehnung der Bauplanung der Kläger unter 
Aufrechterhaltung der m ateriell n icht mehr gerechtfertigten  
Bausperre aber war ein  die Kläger mit einem SonderOpfer be­
lastender E in griff in  deren Grundeigentum, zu dem dessen Benutz­
barkeit durch Bebauung gehörte*

3) Die Behauptung der Beklagten, die Kläger hätten gar nicht 
ern stlich  d ie Absicht gehabt zu bauen, jed en fa lls  hätten ihnen 
die M ittel dazu g e feh lt , die Bausperre habe sich  a lso  nicht nach­
t e i l i g  für s ie  ausgewirkt, haben die Vorderrichter auf Grund der 
Beweisaufnahme a ls  widerlegt angesehen. Dagegen hat d ie  Revision  
Bedenken nicht erhoben.
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Daß die Versagung der Genehmigung zum geplanten Y/iederaufbau 
mit der Begründung, d ie Bausperre stehe ihr entgegen, geeignet 
war, den nach F estste llu n g  der Vorderrichter bauw illigen Klä­
gern Vermögensnachteile zuzufügen, l ie g t  auf der Hand, Es i s t  
deshalb nicht zu beanstanden, daß d ie Vorderrichter den Ent­
schädigungsanspruch der Kläger dem Grunde nach für gerechtfer­
t ig t  erklärt haben. Dafür, nach welchen Grundsätzen d ie Ent­
schädigung im Betragsverfahren festzu setzen  se in  wird, s e i  auf 
die Ausführungen im Abschnitt VII des schon erwähnten U rteiles  
des Senates vom 25* Juni 1959 -  III  ZR 220/57 -  verwiesen.

4} Dem Vorbringen der Beklagten, die Kläger hätten den 
behaupteten Vermögensnachteil se lb st verschuldet, w eil s ie  es 
unterlassen hätten, nach Rechtskraft des F luchtlin ienplanes 
ein  Baugesuchvorzulegen, hält das Berufungsgericht entgegen, 
daß s e it  Oktober 1950 eine Vorfrage des Architekten Vorgelegen 
habe und daß ein  Baugesuch, so wie es die Beklagte gefordert 
habe, unmöglich gewesen s e i ,  w eil e in  Bebauungsplan, mit dem 
die Planung der Kläger hätte in  Einklang stehen so lle n , noch 
gar nicht a u fg e s te llt  gewesen s e i .

Die Revision macht demgegenüber zu Unrecht geltend, das 
Grundstück der Kläger s e i  zur Bebauung freigegeben worden und 
Verhandlungen über -einen konkreten Bau hätten niemals stattgefun- 
den. Daß eine Freigabe aus der Bausperre im Schreiben des Stadt­
rates M i^HVvom 6. September 1951 entgegen der Behauptung 
der Beklagten n icht enthalten war, wurde schon ausgeführt. Kon­
krete Baupläne waren der Bauaufsichtsbehörde mehrfach unterbrei­
te t  worden. Von schuldhafter Unterlassung der Kläger in  dem 
von der Beklagten behaupteten Sinne kann a lso  nicht die Rede 
se in . Ob gegenüber der Geltendmachung von Entschädigungsansprü­
chen wegen enteignender E ingriffe  überhaupt auf Mitverschulden 
i .  S. von § 254 BGB verwiesen werden kann, braucht demnach hier 
nicht entschieden zu werden.
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Da nach alledem das angefochtene U rte il -  jed en fa lls  im 
Ergebnis -  nicht zu beanstanden ist*  muß die Revision mit 
der sich  aus § 97 ZPO ergebenden Kostenfolge zurückgewiesen 
werden.

Dr» Pagendarm Dr. Weber Dr. Kreft
Dr. Beyer Bundesrichter Gähtgens i s t  beur­

laubt und ortsabwesend; er i s t  an 
der Leistung der U nterschrift ver­
hinderte Dr, Pagendarm


